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Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft 

Stubenring 1 
1010 vI 1 e n 

Entwurf' eines Bundesgesetzes, mir;. d.em das 
\rla�se.rrec��setz 1959.-.ßeän�ert werden s.2.!.! 

Sehr geehrte Herren! 

Der Osterreichlsch� Rechtsanwaltskamrertag dankt rUr Ihre Zu-
.'3cnri.ft vom 26. September' 1988 und ;'d mmt. zum Entwut"'f e:i.nes 

(weit.eren) Bundesgesetzes, '. >-nn �. dem das Wasserrechtsgesetl 
1959 geändert werden soll, Stellung: 

Recht" des Osterreichischen Rechtsanwaltskammertages befaßt; 
€trlen maßgebl:t.chen Beitrag zu dieser' Stellunrsnahrce hat der' 
Referent der Steiermärkjschen Rechtsanwaltskammer geleistet. 

1. Einleitende Bemerkungen -"-'--"'-- ....... ,-_._-=--.-

a) Das Bundesminjsterium un(� Focst "ürtsehaft 
kündigt filr die Neugestalturg des Wasserrechtes einen 

"CcU er' nötigen Änderungen l):ld ��l'tSi3.nZtmgen lfl ci ne e lnzl.ge 
No '.te l1e ein 11 BUSS i cht.::,l 0C32 s Un r ;� fs.ngen" darste 1.1e (S 4 
der i� B). D 5. e '" e r Au s �) 3 ge :TI uß m j t 1'1 Cl c hl r' "!: k e n t �; eng..:: t r E� te n 

l,.;erden . 
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Hat schon die rasche Aufein anderfolge von zwei Novellen -.. 
en twUrfen in knappem Abstan d (vgl. AktenstUck 154 zur 
selben Geschäftszahl, dazu Stell ungn ahm e  des Osterreichi­

schen Rechtsanwaltskammertages vom 19. Oktober 1988) Uber­
rascht, wobei der Sn t w urf der erwähn ten Novelle roi t dem 

vorliegenden nicht abgestimmt war (Entfall des bevorzugten 

Wasserbaues), so war dafür' ein Zei tdruck tm Hjn blick auf 

das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes G 1/88 vom 

24. Juni 1988 als Rechtsfertigungsgrund heranzuziehen. 

Grundsätzlich ist es aber Sache der staatlichen Ver-
weitung, die notiofendige Anpassung des Norm�ngebäu<ies a' r, .! 
die jeweiligen Erfordern:isse in einer \ieise vorzunehmen, 

die die Verständlichkeit und O bersichtlichkeit !'sowie den 

Sachzusammenhang des Regelllngsinhal tes wahrt. Das ist bei 

leufender Novellierung von Teilbereicher. nicht der Fall. 

Eine seriöse Beurteilung einer im Entwurf zur Beurtei,lung 
vorgelegter, �o'lelle ist nicht möglich, wenn unbekannt 

bleibt) welche anderen unter Umständen mit dieser 
Novelle im Zusammenhang stehenden - Normen knapp (larauf 

ebenfalls einer Änderung unterzogen werden sollen. 

Der' Q s ter re i ch i s ::: he Rechtsanwal tskammertag ist daher- der 

An sicht, daß die notwe!1d.i ge . Uberarbei !� und Aktual i­
sierung des Wa sser t'ec h t es in einem einheitli.chen Novellen­

werk zu erfolgen hätte. 

b) Die Novelle sieht einen wesentlichen .Wertungswan de � vor. 

Wurde bi sher das Wasserrecht als Hecht zum Schut z des 
Menschen vor dem Wasser und des Wassers vor dem Menschen 

angesehen, so soll die Novelle Beurteilungskriterien 

grundlegend än dern: Nunmehr soll "die 8rhal tung des Ge­

fälles, des Laufes und der natUrlichen Bescnaffe�heit des 

Gewässers, des Gewässerbettes und der fUr die ökologische 
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Funktionsfähigheit des Gewässers maßge bl iche Uferbe-

reich • . • .  " geschützt werden. 

Derzeit handelt es sich um Wasserwirtschaftsrecht. Nunmehr 

soll offenbar' ein Wasserschutzrecht geschaffen werden. 

Mit dieser Zielvorgabe könnte jedes Wassef'�;;:�uvorhaben � 
hindert werden: Jedes wasserrechtliche Vorhaben stellt 

naturgemäß einen Eingriff in den Wassechaushal t dar. Die 

vorliegende Fassung des Entwurfes sieht jberdies keine 

Inte.ressenabwäßuns vor, die unabdingbar erscheint. 

c) Der vorliegende Novellenentwurf sieht mehrere, zum Tei 1 

sehr weitreichende Eingriffe in die Rechtskraft vop 

Bescheiden, vor . Das fUhrt in einigen Ber'eicl1en de facta 
dazu, daß die Rechtskraft von Bescheiden nahezu beseitigt 

wird. Dies ist unter rechts3taatlichen Gesichtspunkten 

nicht unbedeLi<.i ic;h. Problematisch sind s\.)lche Eingriffe 
abe r jedenf��ls dann, wenn sie im Gesetz nicht hinreichend 

deter'miniert sind. Das gi.lt z.B. füe die i�� 13 a� 13 b, 
54 Abs 4 und 100 Abs 2 WRG in der Fassung des vorliegenden 
NQvellenentwurfes. DIe ebenso weitreichend wi� unzu-

reichend determinierten Eingr:i.ffe in die Rechtskraft: von 

Besehe iden führen zwangsläufi g zu erbe bllcher Re:!" t sun­

si.cherhe! t. 

Die mit der Rechtskraft von Bescheiden .rer"'uflr:enen rr;ög� 
lichen Nachteile wurden vom Gesetzgeosr erkannt �nd 
§ 68 AVG (u.a. Schutz von Leib und Leben) herGcks�rhlj t. 

Ein Vergleich mit analogen Gesetzesmateri�n ��igtf d�� d?r 
Geset.zge be12 au f diesern Geh let e 

vorgegangen ist: 

bt ahe r äußerst beli L<. t ::ilil 
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Im Gewerb erecht wird eine Ausnahme bei Beeinträchtigung 

von Leben, Gesundheit, Eigentum, Nachbarschutz, bei Be-

l äst igung durc h Geruch, Lärm und son st i gen Beein trächti­

gun gen zugelassen. Zusätzliche Maßnahmen sind jedoch nach 

der derzeitigen Gesetzeslage nur unter bestimmten Voraus­

setzungen m5g1ich; jie Beh5rde hat (solche) Auflagen nicht 
vorzuschreiben, wenn sie unverhältnismäßig 

(§ 79 GewO). 

Im Baurecht bewegt s1ch eine AbänderungsmEglichkeit aus-

schli.eßlich im Rahmen ,jes � 68 A.VG. Es müssen besonders 
gewi aht! ge Grün de vor:!. iegen (Le ben Hnö Gesundhe i t). dIe 
ein Abgehen von der Rechtskraft rechtferti�en. Änderungen 

der' Wertung (etwa Qualit.äts-- ut:d GUtebeurte:i.lunger;) b Llden 
(bisher) in der Rechtsordnung keinen Grund hiefUr . 

Erstmalig soll nunmehr im Wssserrecht nach einer Wertungs-
verlager'ung das 
mehr existier'en . 

Prjnzip der Rec htskraft prakttsch ntcht 

sind daher abzulehnen. 

jüngerer 7 ' t  .• e1", erlassenen Ge5�:>tzen! die eine kausal E� 

Deterrninierung nicht oder nur schwer zulassen. wurde der 
Weg gewähl t. fi_nal, also; "auf Ziel gerichtetil zu detee·· 
mi.!l teren. So wurden etwa bei PI anun gsgeset zen 1.:1 e 1. l']i;)rrl 

eigenen Katalog die Planungsziele angeflibr't. Im wassec-
E..""� wurde bisher dieser' �!l_e8 nj cht beschr�i�cten 1 sondern 
lediglich von 5ffentlichen Interessen gesprochen, die 91ne 
Bewilligung verhindern k5nnten. 
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Mi t der vorliegenden Novelle soll als einziges Planungs­
ziel "Schutz der Gewäs ser " an- und eingefUhrt werden. Die 

bisher dominierenden Interessen der Nut�un.ß des Wassers 

und des Schutzes vor dem Wasser wurden in diesem Zusammen­

hang nicht einmal erwähnt. Daß diese Interessen nach wie 

vor gegeben und berUcksichtigungswUrdig sind, ist zwar 
jedem Fachmann klar, findet aber im Gesetz �e in e gebUhren­

de BerUcksichtigung. Die Folge davon kann sein, daß - ent­

gegen den erklärten Absichten der Regierung, ihn zu 

fördern �. der .4usbau der Wasser:o�äfte noch wai t.er star'k 
behlnder't wird. 

Die r1ögU. chkei t der' Abänderjng_��ss_�· .. C�:.s?�t'l:..i: cher B�_�.c Me ld� 
kann dazu führen. daß durch ,jen Dr'uck der öffen:;lichen ,. .... �--_ ...... _,_ ... __ .. _--_._---
(oder veröffentlichten) Meinun� - oder aber auch von einer ----_ ... �-
akti ven �tinderheit :He Q.ehör9,��_'��.�.�w_���. wi r'd � Be­

scheide zum Nachteil des Berechtigten ohne finanzielle 

Folgen abzuändLrn . Bei dieser' S&;h- und R(:!chtslage vrird 
ein Bewerber es sich reiflich Dterlegen, ein wBsserrecht­

lich relevantes Verfahren Uberhaupt in Angriff zu nehmen. 

e) Der .8ufhe,Eyng der Best immungen über den bevorzt.lgt�_n.. 
Wasserbau wir d  01 cht ent�ege,:!ge�.r'3!

.
�; dle Argumen te, die 

gegen dieses Rechtsinstitut sprechen, Uberwiegen jene, die 
rUr die Beibehaltung vorgebracht werden k5nnen. 

Mit dem Fortfall des bevorzugten Wasserbaues werden die -
auch aus anderen Rechtsbereichen bekannten - Probleme de� 
sogenannten "Massenverfahrens" verschärft z\ltage trete�l . 
Die derzeitigen Regelungen der Parteistellung und des ve�­
fahrans wer'den nicht hinreichen r um eleri' zu envart.enden 
Verfahrens aufwand und den im Massenverfahren auftretenden 
Problemen gerecht wer'den zu können" Det' Gesetzeeber ('30-' 
wohl des WRG al s auch des AVG) 1 äßt en t spN�cnende Hegellm­
gen zur Lesung dieser Probleme l�ider vermissen . 
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Unter den den bevorzugten Wasserbau regelnden Normen hat 

sich bislang die Besti.mmung von § 114 Abs 3 WRG bewährt, 

wonach die erteilte Bewilligung alle rUr die Ausführung 

der Anlage erforderlichen bundesbeh5rdlichen Genehmigungen 

in sich sc hließt . Diese � sollte auch bet Wegfall des 

bevorzugten Wasserbaues erhal �bleibe12' Dies könnt.e nach 
Ansicht des Osterretchischen Rechtsanwalts�ammertages da­

durch geschehen, daß eine entsprechende Verfahrensr'egel 

dort Anwendung findet, wo der Bundesminister rUr Land- und 
FOt�stwi.rtschaft in erster und letztE.�r Instanz zur Ent-

scheidung berufen ist. 

Das bedeutet, daß � 100 Abs 2 des Entwurfes zu Abs 3 wird 

lisf., wi'lhrend ein neuer § 100 Abs 2 eingesehoben w(�l�den 
sollte, der lautet: 

HEine vom Bundesmi.nister' fUr Land- und FOr'st.Hirtsc:haft 
in erster In�c.anz ertei.lte was�'errechtli(;he Bewilligung 

schließt alle für d ie Ausftir.rüng der Anlage erfor'der-

lichen beh5rdli0hen Genehmigungen in sich, 

Bundeskompetenz in der Vollziehung besteht." 

für die 

f) Die im Vorblatt geäußerte Ansichty es gebe keine Alterna-
Live zu der: in der' Novelle erthal tenen Regelul1i;3n � kann 
nicht (:!rnst gemeint sein. Ähnliches gilt für' di.e i.:n Vor'·· 
blatt genannte .ö,nslcht, der erhöhte Aufwand wer'de ilnicht 
'i:1S Gewichtlf fallen. f)ie.3e Behauptung trif�t :.nJ H:i.�it)lid( 
?uf den Weg 11 des bevorzugten Wasserbaues w�der fUp d�e 
Recht.sträger' deI' vollziehenden Organe ncch für' kün:'tige 
Konsenswerber zu. 
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2. Zu den einzelnen Bestim��naen des Entwurfes 

Zu § 8 a: 

Bei der Umschreibung des "Schutzes der' Gewässer" wird eine 
Reihe verschiedener Kr'i ter�� __ .?u[ßez�h} t, ohne diese zu 
gewichten. In 1iesem Zusammenhang wird auch (sogar an erster 

Stelle) die Erhaltung des Gefälles) de s Laufes und der natUr­
lichen Beschaffenhei t des Gew�.ssers, des Gewässerbet tes un d 
der Uferbereiche genannt. Nimmt man den Gesetzeswortlaut 
ernst, so wäre kun ft ig kaum € in Projekt genehmi.gun gsfäh.i. g; 
man denke nur belspielsweise an Kraftwerks- und Schiffahrts-
anlagen. Bei ihr'er Errichtung kann die I! Erh::tl tung" des 
fälles, des Lauff:'s und del' natUr} iehen Beschaffenheit des Ge­
wäs se rs I des Ge • .rässer'bett("!s 'md des Ufers kaum jem�iJs si,�her,� 
ges t.e 11 t ' . ...;epden � 

wichtig wie v<;f's;:tLledene 3.ndel'€ K.ri ter'üm unter' dem Begr.iff 
des Gewäss�rschutze� subsumiert wird. Zwischen den Maßnahm�n, 
di e der Er'h�d tung öer {[at Ur11. ���hen Besehe ffenhi:;;i t der GewäSS€I" 
dienen sollen7 und de� Schutz des Grundwassers kann es daher 
- da keinE' Pr'lori tät,pn gesetzt werden - zu l1�rtu,!J;>.s.E.ro�..:l.�:E�fl 
kommen; zu erwägen wäre eine Gewichtung die dem Schutze 
ei nes tri nkfäh j gen Grundwa�33f�rs wohl Pr iori t ät e i,r; räumen 
s () 11 te. N j eh t f1 r f i n d 1 ich ist 1 war' u m tj i e " Er 11 alt tm g d e 3 Ge­
fälles" des Gewässers wasser,rechtllch besonders �chutz"4ijr'd:i.g 

setn soll. 

€:;ine Spezial-
defini tief' des !I}tCind€� dE'I: .. !echn1J::.H! die problematisch er­
scheint. Wtmn d:Lf:!ser' Begr'lff im WEG rJefiruert werden �;oll, 
dann dUrfte sich die Definitlon von der des Luft�8inhaltege­
se tzes sa(�t;li>'.:h ni.cht u71ter'sche.1. den. 
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DarUber hinaus stellt sich aber die Frage, ob im Bereich des 

Gewässerschutzes der Begriff "St.and der Technikll Uberhaupt 

anwendbar erSCheint; eine Alternat. i ve wäre, Abs 2 entfallen 

zu lassen und dafUr in § 13 Abs 1 WRG eine Bestimmung aufzu­

nehmen, wonach beL der Festsetzung des Ma ßes der Wassel�­

nut zung darauf Bedacht zu nehmen ist, daß die in § 8 a Ahs 1 
und § 30 Abs 1 genannter,. Grundsätze naoh Dur'chfUhr'ung elner 

Interessenabw�gung Beachtunß finden sollen . 

• Jedenfalls erscheint erwägenswer't, ob die ßl.bgrenzung zur 
Forschung und Sntwi<�klung n:i�ht deutlich.er erfolgen mUf:',te . 

Die vE:rwendete rormuli er'uag !I ' _ 40 " .ml i, ... 

pr'obt\! gibt. zu �1ii�,verstär;dnissen ADla;�. Vermtltl1cl1 wäre eS 

sachgerechter� 

wendet • . . I! • 

ist" heißen. 

zu sprechen von 11 • • , .1 n der Pr'axt s ange-

(� 8 d Abs 2. wonach f::lne W"asserb";;'nutzung lmt,9Y' [)esttmmt(�n �.,,--.... _-
Voraussetzungen dem Stand der Technik entspricht, inhaltsleer 
er'scheint.. Wenn der SagT'iff "Stand d€!l"' Te chrLi.kIt im Entw\.w.f 
t,elassen werden soll te, dann müßte neben der Uber>nahme d",�s 
Begriffsbildes gemäß Luftreinhaltegesetz der letzte Sat� 
d1eser' Bestimmung laut'C'm wie folgt; 

"Wasserbenutzungsanlagen haben dem Stand der Technik zu ent­

sprechen; dies ist auch dann der Fa ll. wenn ihre Auswirk��­
gen auf Gewässer das ,4t.srr;aß r;icht Uber'schrei ten, das dem 
Stand der Te8hnl k entspr'echende Anli'.i.gen errei(�hen . H 
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Zu A bs 3 ist zu bemerken, daß auc h  auf dem Gebiete des Be­

triebsanlagenrechtes die "Typisier.t:n.�!t von Anlagen durch Ve r'­

ordnung nicht das vom Gesetzgeber erwünschte Ergebnis ge­

bracht hat. Der Umstand, daß die Gewässer tiefgreifende 

Unterschiede aufweisen, entzieht diesen Sachbereich der 

Typisierung. 

5 13: 

.f.\bs .l erscheint nicht glücklich formuliert. Der Osterreichi­

sehe Rechtsanwaltskammertag s prich t sich dafUr aus, Aba 1 in 
der derzei t gel tenden Fassung zu be J.assen; die Er'we L terung 

des Textes bringt mehr Zweifelsfragen als Vortej,le . Jeden­
falls aher soll te zwischen dem vorletzten und dem let.zten 
Wort dieses Absatzentwurfes e i nge f üg t werden: 

If Maßnahmen zum Sctmtz der' Gewässer' vorzusehen ,11 

Es wird nicht klar erkennbar, was elie Novelle unter 
"bestehf3nden wasserwjrtschaftltcher� Verhältn:i.ssenll verstehen 

will" Sollen die derze i ti gen \')der die z\.:tkün ftigen gerne in t 
sel n? Si.tld darunt!':�r Plauungsabsiehten oder" die tatsäcbli ehen 
Verhäl tn.i ase zu verstehen 'l Auch is t der Hinwe.is au f "Menge � 

Beschaffenheit. und vorhandenes Wa3serdargebot mit RLlcks:lcht 

auf den höchsten Wasserstand" kompliZiert und \(Öntlte kIH'Z 

ersetzt werden durch: " • • •  insbesondere auf das vorhandene 

Was::serdargebotll • 

Nach der derzeitigen Gesetzeslage unge15st ist, daß be� 
älteren Kraftwerken in der Ausleitungsstrecke kein Restwasser 

bescheidmäßig vorgeschrieben wurde. Sollte die Allgemeinheit 
wUnschen, daß in solchen Fällen ein Restwasser zu verbleiben 

hat, mUßte dies gesetzlich angeordnet, aber auch entsprechend 
entschädigt werden. 
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§ 13 a: 

Behutsame Regelu�gen zur Anpassung von Anlagen an die tech­

nische und wasserwirtschaftliehe Entwicklung sind zu be-

grUl�en. Im "Arbe! tskre i s öffen t 1 iches Recht. H des Osterreich i­

schen Rechtsanwaltskammertages, der sich mit dem vorliegenden 

Entwurf befaf?>t hat, sind allerdings auch Sti.mmen laut ge­

worden, die § 13 a des Entwllf�fes gegenüber eine kri tische 

HaI tung e t n nehmen . Auf diese Bestimmunfj treffen die berei ts 

einleitend genannten Bedenkeg wegen der inhaltlich nicht aus-·� 
reichend determinierten, aber sehr we.i t ceichenden ���.2:ff?:.._ 
in die Rechtskraft von Bescheiden zu. Die "Zumutbarkeit" 
sollte nicht nur im Zusammenhang mit den Anpassungsschritten 
von Bedeut ung sei n ; vielmehr sollte di e Zumut barkei t all­
fälliger Maßnahmen im Rahmen einer Interessenabvlä.gung eine 
grundlegende Vor-aUs3etzung AnpassungsmaßnBhmen seIn 

{vgl § 79 GewO i dF der' Nov 8GBl 1988 iY;9 ,I, Klarge�; te 11 '(. 
sollte 'I-!erden, dah dabei auch die ,;;irtschaftliche Zurr.utb:'lr'-
keit zu beachten ist. 

Die Steiermärkische Rechtsanwaltskammer hat folgende prinzi-
pielle Bedenken geltend gemaCht: 

recht1.ichen Bewilligungsbescheides nur 

� 33 Aha 2 WRG möglich. Piese Gesi2tzesstel1e wurde durch 
die Wasserrechtsnovelle 1959 eingefGgt und �tellt Dereits 
einen Ein gr i ff in bestehende Rechte dar . De r wert l:ng skon­

flikt wurde offenbar wegen der Gbermächtigen I�teressen an 

der' Reinhaltung der GewäSRer in diesem Sinne s;elöst. l'fUfi.,,:,"_ 
mehr soll die Ausnahme zur Regel gemacht werden: sämtliche 
Wasserbenutzungsrechte sollen aufhebbar gemacht werden. 

b) Es mag richtig sein, daß bei einer Reihe von Ausleitungs­
kraft.�lerken kein Hestwasser vorgesehen war- . Np'ch Öt:t' 
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Novelle würde es keine Schwierigkeiten bereiten, aufgrund 

dieser Gesetzesstelle zum Schutz der Gewässer' Restwasser 

in erforderlicher Höhe vorzuschr'ei ben. Da Restwa��servor-

scl'u'ei bungen gerade fUr wasserarme Zei t erfolgen, köm: ';,e 
sich allerdings die Wirtsc{J.:,ftlichkei t eines Kr'aftwer'kes 

in ihr Gegenteil verkehren. 

c) Wegen des großen Kap:i.talbedarfes, aber auch im Hinblick 

auf ihre E:"rhebliche Lebensdauer können W8ssernutzungsan­

lagen mit jenen der gewerblichen Wirtschaft nicht ver­

glichen werden . Letztere sind in der Regel technIsch oder 
wirtschaftlieb in einigen Jahren Uberholt oder gebrauchs­

I.mfahi(�. wohingeg,o.:n W3.sser'kraft'Alerke über Jahrzehnte kJ.ag-
los lfiufen mnssen, ure nur im Vergleich zu sonstigen 
Masahinen zu einem mäßigen Ertrag zu fUhren. 

Di (e' Kr i t il< ces Osterrei chi schen He;::!}; tsanwa 1 t skammertages 

richtet �ich d�hinr daß nau zu e�riohtende Wasserkraftan-
lagen im hinblick auf die vorgesehenen Anpassungsmaßnahmen 
kaum l"'FClhr' auf ihre wer'den 
können: dazu 1st zu bemer'ken, daJiS der Investor (Abs It) 
nai!h riJnö zwanzi g Jahren wieder m.i t umfassenden Inve.Jt i­
tionen rechnen muß, wobei ihm 1m Zeitpunkt der Errichtung 
der Anl�ge Ausmaß und Kosten der notwendig werdenden 
Investitionen nicht bekannt sein k5nnen . 

d )  Der wirtschaftJi(�l1e Asoekt wird in der NC)'.'elle zu wenig . __ , ____ • __ •• _____ .....-1. __ 
beachtet. Da dje "erforderlichEn Anpas5urgen in zumutbaren 
Schritten \/or'ztmehmenll sind; wir'd von Bedeutung sein, daß 
nach der Judikatur des VwGH die Zumutbarkeit nicht subjek­
tlv, sondern li.:'digltch :Jbjektlv (zu I) 33 t-lRG) z;u defi.­
nieren ist. Sollte also ein uGbegQterter Wasserberechtig­
t.er et'r,l(i gezwungE':rl (.J8rden t eine TUl'b::.ne mit geri.ngem 
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um die gleiche Leistung zu e r halten und um mehr Restwasser 

abgeben zu k5nnen? 

e) Alles in allem ermöglicht diese Bestimmung - da facto 

einen entschädiB�ngslosen Ein&rif� in bestehende Rechte. 

Anpassungsmaßnahmen, die eine Wasserbenutzungsanlage einer 

�vasserwerksgenossenschaft betreffen, werden Auswlrkungen auf 

alle Mitglieder (Wasserberechtigten) haben, was zu sch�ieri­
gen .. �bgrenzungsfragen hinsichtlich der zu tragenden KostE,:!1 

führen kann. 

]n § 13 a Abs 2 sollte der let2te Satz jedenfalls - wm seinen 
Inhal t klar' zum Ausdruck zu bringen und Zweiff:!lsfra.(;!:en zu 

vermeiden - lauten wie folgt: 

1I8si f:'uchtlosem Ablauf der' ft.npa�:sur;gsfr'ist kann der' Landes-
hauptmann - ohne daß dies ein�r mehrmaligen Mah�ung bed 
- Wasse r ben üt. zun gsrecr1 t e a1;3 V�"TWl I'kt er'k 1 ären . !I 

In Ab;:; lt solI te ohn2 Bedeutung s�dn t on die der VJa8ser't!c·· 
nutzung dienenden Anlagen (z.B. Turbinen eines K:--Eft,\,:er'ke:::,) 
dem Stand der Techniv entsprechen. Allein entscheidenO sollte 
se in * 0 b die Wa sse r ben ut zun g d:Le sem Stan dal"d er: t s PP] eh t . 

Ab�--'2. eröffnet na.cri seinem l-lort.laut Tür und Tor fUr HG ein­
zelnen unabsehbare Ers3tzansprUche. 

Auch auf diese Bestimmung treffen die einleitenden AusfUhruD-
gen iiber die ',>J6:i tre:id1enden, n:Lcht him'eichend det�;rm1ni(,Tten 
Eingriffe in die Rechtskraft von Bescheiaen zu. 
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Es stellt sich die frage, ob die Re gel ung neben jener des 

§ 1 3  a WRG und des � 68 Abs 3 AVG erforderlich ist. 

(} berdies traf A OS 2 au f Kr i tik. Dadurch schafft si eh die 

WasserrechtsbehBrde eine weitere Eingriffsm5g1ichkeit. Sollte 

ein Wasserberechtigter seine Rechte Uberschreiten, steht 
scho� das Instrumentarium de r einstweilIgen Verfügung zur 

Herstellung des gesetzmäJ�.�.m Zustandes zur Verfügung. Zumal 

der Schutz des Gewässers sehr weit gespannt ist, bietet auch 

der Begriff der "erheblichen Sch�digungen" keine hinreichende 

Einschränkung: Eine solche könnt� höchstens zum Schutz von 

Leben und Gesundheit gerechtfertigt sein . 

Dberdies ist der Begriff der ·'�
r
'hebl

�
�2..hen Sch.äd_!..s;ung��" un·­

scharf. Der Osterreicnische Rechtsanwaltskammertag empfiehlt, 

die bessere Formulierung der EB (S 21) zu w�hlen und nach dem 
ersten Satz von Ahs 2 zu ergänzen: 

"Erhebliche SChädigungen sind solche, die eine Beeinträchti­

gung der Wasser'versorgung) eine Gefahr fUr' Leben oder Ge­

sundhet t von Menschen, die Unmögll.chkel t:. an1erer im beson­

deren öffentliehen Interesse gelegenen Wassernutzungen oder 
strafrenhtliche FoLgen (§§ 180 ff StGB) gewärti gen lassen." 

Die Einschränkung in § 13 b Aba 2 sollte nur dann (also bloß 

subsidiär!) zulässig sein, 

" ... wenn Sanierungsaufträge (§ 13 a.) und zusät,üi��he Vor'­
schreibungen (§ 13 b Aha 1) �icht ausreichen." 

Der Begriff der "5ffentlich!" Interessen" in Ahs 3 ist nicht 
definiert und erscheint in der vorgeschlagenen Fassung - weil 
zu allgemein - verfassungsrechtlich bede�klich. 
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Warum nach ordnungsgemäß durchgefOhrten Verfahren auf einmal 
!I besondere öffentliche In ter€ssen I! auftauchen soll ten I die 
die Wasserberechti gur.g "auch auf Dauern einschränken können 
sollen, bleibt uner'findlich. Der Entwur'f sollte sich hier 
ausdr-ücklich a:...lf � 105 WRG beziehen und Jene öffent U.chen 
Int.el'essen � zu deren Schutz widerrufliche Wasserbenutz.ungs­
rechte eIngeräumt werden dCrfen, mit § 105 1it a,b,e,f 

und k WRG definieren . 

Ir; jedem Fall e ist e:i ne Er; t � 2.hädi�Fmß: ger'8ch L ferti gt und da-
her vorzusehen � 

\,'orer'st fi.illt auf � d8.;� die Lm Zusammennang mit der Ver·h t-
ni igkcit stenendp Bestimmu�g des � .� a WRG fehlt. 

me:len EingrIff. Er ;:;oU offenl::3.r' eFe Folgen (�er entschäd:L,-

Iten. wenn kein oder ei� ger�nger Aufwand ins �ewicht 
fallende ErtragsminderGng gegenUher steht? 

sow�hl deren Bejahung als auch deren VerneinunF mit guten und 
seriösen Argumenten vertreten werd2n k5nnen. Der Oster­
["c;:L c hliche :18C h t sanw21 t skamr.:ertag schi ä€':t vor' j F1 scbt.:;r'€ i be,� 
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einzuräumen, weil die Argumente, die fUr diese Parteisteilung 

sprechen, Uberwiegen. 

Soll te sI eh d'�r Ge s�:t.zge ber dazu jedoch n icht entsc�hl ie ?!en 
wollen, so wäre folgendes zu überdenken: 

D:i.e Regelung: "FUr sä�tliche aus einem Vorhaben erwachsende 
verm�gensrechtliche Nacht0ile gebUhrt dem Ftschereiberechtig-

Be���.,er' war'e durcl', Btoen t�weiten Absatz zu formul:ler'en: 

er"lf"i(lchsende verrobgensrecht11che Na(�htei 1e dem 
Fischereibececht}.gter, an�Iemess�:ne Ent::lchädigung (§ 117). 

$tenen verf3s8un2srec�tli�he Bedenken . 

Lar:;de,::1ßf:set::c:e enthielten keine ähnliche Besttmmune;. In der' 
':?,t?it i"l'.lch dem 1. W!:.:l.tk!'lB::\ wurden i.n einer Reihe von Länd.en·! 
Gesetz·:" besC'hlos�.H�n, m.l �� wA.::"chen den Lä.nrier'n das R€cht zur' 

At��;mützun� der 'i'Jas;H�r'kr',�fte eingeräumt wur'de. JUS du!"(;[) die 
\{ t·, . ,  . .. ar a5SUn�Sg�s�tz�oV811e 
set.zgebung un·j Voll zi.ehung w'ul"de, bat. der Geset7.geber' - um 

ein gewi S'SE:S Äqui valent. zu schaffen den Ländl'H'D ein An·., 

e vorr�ngig eingeräumt. Seton damals wur1en 

allerdings gewi$s� Einsührfnkunge� zugunst2n des Bundes, der 
Dahn-· und BergbauunieftJ(,hmen, der Ortsgempirlden sowie von Be�· 
lJCrtlern füT' wenj ger als 3(\0 PS eingeräumt. Es .l st nicht ver·-
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ständlich, warum Beschränkung des Eintrittsrechtes im 
genannten Rahmen nicht aufrecht bleiben soll. Jedenfalls 
k5nnen GrUnde hiefUr den Erläuternden Bemerkungen nicht ent­
nommen werden . 

Wenn aber .jas Pr'i vilegium fUr' die BundesländE:r' aufrecht ar­

hal. tE::n Herden soll f so besteht kein_ Ar.: 1 c.l��, nUi'lmehr den 
Länder-" das '!!'�i.�_f.ech�_.�i?l�!:"'äl��.�, :i.llre Recrte den 
Landes-Elektrizitätsversorgungsunternehmen zu Dbertragen oder 
dj ase Un ternehm�:m ml t der Wahrnehmung j.hr'e Rechte Z:1 be ...... 
tr'Buen. D:lese Bestimmung wl.L .... de eine gr:ibe Onglej ,�:l1i'lei t öer 
Bewel�bet" vor dem Gesetz schaffen und in g81t.issem Umfang auch 

dauer vorzusehen, falls Wasserbenutzungsrechte 

" i 

Anl treiber fUr kUrze re Zeit beantragt 

sollte ffi(.')g1:i cbst 
Begr''lff der 11 Zwe,:::ki:i:1d.: nUl � 'I __ ..... � ..... , ....... __ �.�, ___ . __ """".s;?� 

P ichtL� werden? 

Der� 
Se,.llten nic�ht:. 
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A u ß e r d e m  e r g i b t  s i c h  d i e  F r a ge t a b  w�nf! d i e  9Q.:lä h r i ge F r i s t  
zu re chnen i s t . Durch d i e  vo r l i e g e n d e  F a s s u n g  k ön n te e i n ­
t r e t e n , d a ß  i n  be s t e h e n d e  Re c h t e  en t s c h äd i g un g s l o s a in g e ­
g r i  f fen wj rd . Auf d i e  j ün gere  Jud i ka t u r  d e s  Ve r fa s s u 'i g s g e ­

r i c h t s h o f e s  i n  Be z ug au f Pen s i on s an s p r Uche w i r d  v e rwj e s e n . Es 

we r' d e n  d a h e r  g e gen d i e  v o r g e s c l1 l a g e n e  Fa s s un g v e i' fa s s un e: �"'� 

r e c h t l i c h e  B e d e n k e n  g e l t e n d  gem a c h t . 

� �' 1 '  .� . 

Das  WRG n o cm i e rt i n  § 3 1  ,' b a  1 rnr' !· j e d_eJ:::':�.:�E! . .0.11 � d e r'  d u r c hMaß­
n a hmen o d e r  Un t e r J a 3 s un � e n  e i n e  E i n wi r kun g au f Ge w ä s s e r  h e r -
b e i f U h r e n  k � n n , S o r g fa l t s - un d Ve r n 2 1 � e n s p  i o h t en . Ge m ä ß  
Abs .� s o l l  n un d E! r'  Li�;,8e!�. !! a f!1�Jat:lf.!�ü�I:. . d e r' e '  n e  A,ll a g p  
od e r  g e f a h r e n  t r äc h t  1 ge Ma !MJ a hm e n  g a d  u l  de t f1' 1 t � �m Ii1  K o ,<� t e n �: r'-

Re c h t s a n w a l t s k a mme r' t a g  z u  we j, t h e n d . ili e 

n I c h t  ,:;; 8 c b g e-
r e c h t . EI. n e  H a f hm g  o e �, L i l;;," g f! n s (' �j ; f t s if' .t g e n t. 1J[lIe r' ;:3 k: ön r! t f; n u r  
i. n d e m  Au s m a fil  t n  Be t r a c h t  k0 1m€�n , i n  j e n  d L r s e r  b e r' "! i c iv; r· t 

r U r  i hn da s K r i t e r i u m , Ke n n t n i s  g e h a b t  h a be� � u  m a s s e n , e i n ­
g e f U h r t  we r d en s o l l . A uc h  d a s  1 s t a b � u l e n n en . 

Im Z v �, a mme n h a n g  m i  t R e ch t sn a c h fo l g e n! k c r m t A  e i n e  He i r'; (� \i o n 

Pro b l emen a u f t a u c hen : 

e i n  K ä u f e r  b e i  Erwe p b  e i n e s  Be t r' i e be s  j ed en 
g e h e n , um s i c h z u  Ube r z e u g e � , d a ß  k e i n e  
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b )  S t 5 ß t  d e r  K l u f e r  a u f  " A l t l a s t e n " , m uß e r  dann we i te r 

un t e r s uc h en , ob ,H e Ab l a g e r u n g  g e n e hm i g un g s p f l i c h t i g  w a r  

o d e r  ( a l l en fa l l s )  g en e hm i g t  wu r d e ? 

c )  So l l  a u f  d i e s e We i s e für' ( e i n en Te U d e r' )  H A l t l a s t e n " 
j ed e n fa l l s  e i n  Le i s t un g s p fl i c h t l ge r  ge fun d e n  "'�-�,---�--",'�-

. ') we r a e n : 

d )  W ! e s i n rl  d i e  R Uc k g r i f f s m 5 g 1 i c h k e i t e n  auf Vo r e i gen t Um e r  z u  

Di e da�i � v e r b u n d e n e n  Un k 1 2 r h e i � e �  8 0 1 i t 2 �  n i c h t  d e r  Ju d i k a -
t u r u b e r l  s s e n w e r d e n . 

M i t a e r  � o r g e s c h l a g e n e n  Re g e l u n g  i n  � 3 1  Ahs Ü wj rd  - a l l � e -

e i n e  A n j a g e  ge s e t zm ä ß i g  b � t r i e b e n  w � r d . 

c i  t r s  u n d  d e s  R e c h t s n a c h fo l � e r s  ( so fe rn e  n i c h t  d i e  
Il j e d e nn an n !! - H e gr:: l un g  Q rm e d i. fl; s  P l a t ? ?Te :i. ft )  n u r  i n  dem Au s rn s.ß 

B e gul ]. e r u n g s n e u � rund w�j r e  n ae h  d e r' v o r l i e ge n d e n  Nov e 1 1 e  a l s  
t l i c h e s  W a s s e r g u t n a c h  § 4 W R G  z u  b e h an d e l n . Ge�äß 

il A b s  6 b z'&' • 7" un d en t s c he i d e t  rl e r  Lan d e s h a u p t m a n n  
U t  r d i e  Au s 3 c h e i d un � . E s  s c he i n t d a h e r  f r a g l i c h , c b  

s o l l . E i n e  G e m e i n s ame B e h an d l u n g  
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D i e  i n h a l t l i c h  n i c h t  h i n re i c h e n d  p r äz i s i e r t e  Ermäc h t i g u n g  d e s  

Ve r o r dn u n g s g e b e r s  z u r  Fes t l e glm g w e i t e re r  B e wi l l i g u n gs­

p f l i c h t e n  ( A b s  2 l i t _ f )  i st - a l l en fa : l s  sogar v e r fa s s un g s­

r e c h t l i c h - be d e n k l i ch . 

Z u  Abs  4 g i l t  d a s  b e re i t s e i n l e i t e n d  zu den E i n gr i f fen i n  d i e  
R e c h t s k r a ft von Bes c h e i d e n  Ge s a g t e . 

D u r c h  d i e  Ne u fa s 3 un g so l l  d i e  S t e l l un g  d e �  wa s s e rw i r t s c h a f t ­
l i e h en f l_aqunJ�s(�:ßan.9� 1 d i e  d e �' Z E;i t v i a  f a c r: .l he r T s c h t ! g e ­

set z l i c h ve r' a n k e r t  we r d e n , G r un d s ät z l i c il h e r T ::; e h t; !j  g e g fm  
d1 .. e 3 6  Be s t i mm un gen ke i n e  B e d e n ken - s i e h t. m an V Nj K} e i :ü g·� 
ke l t e n  a b  W I e  d a :::� P l :1 Yl  u n  ;1: 3 f r' 8  ü· l;:n k ;:l lHYl -- � __ �,_.�tf_ I'w a r d  in i a r t  

E s  m a g  s i c h e r l i e n  i n  v i e l e n  F � � l e n  zw e c k t äß i g s e i n , d i e  

Bf' fas�.2.5. d e r' W a S 8 e r r e c h t s t)(� h ö r ö e  e i n z 1..lfw l e n . H i e r'  m tiß t e  man 

a be r' e .i n e  n i o ri t  a J. l i�u l an �  bf:: me ß s e n e  F'r :U " t s e t z e r·! t bi. n n e n  
w e l c he r  3 1 C h  d a s  Org a n  z u  ä uß e rn h a t . P U r  J e n  F a l l d e r  N i c h t ·  
ä U ß e run g m Uß te d i e  V o r l age d e �  pro j e � t s s  m6� i i c h  s e i n  

( �  1 0 3 ) . E i n  De v o i u t i on s an t r ag d ft e j a  n i � h t  g e s t e l l t  
we r d e n > d a  e i n e  Be f2i :::: s u D g d e r  \>;rt ß ::::, e r' l� e () n t s bf:; h örde o h n ;:; e ' n e 
d e r a r t i ge St e l l u n g n a hme r i c h t  z u l äs s 4 g  i s t . 

Hl e z u  h a t  S t e  i e rmä. f' k i  s �� n e  a u f  
f o l g e n d e s  h i n g e w i e s e n : 
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Um z u  v e r h i n d e rn , daß vom No rmad r e s s a t e n  d i e  j e we i l s  g Ul t i ge 

F a s s u n g  d e s  2 .  Ve r s t aa t l i c h u n g s g e s e t z e s  a u f g e s u c h t  we r d e n  

m uß ,  w ä r e  e s  zwe c kmäß i g , h i. e r  an z u f U h r e n , w a s  u n t e r  H G r o ß­

k r a f t we r k "  v e r s t an d en w i rd . 

W e n n  a u c h  b i s h e r  v e r �3 s s u n g s r e c h t l i c h e  B e d e n k e n  h i n s i c h t l i o h  

e i n e :.1  Be h ör d e n v e r fah ren s m i ':  n u r' e i n e r  In s t an z  '10m Ve r'-
f a s sun g s g e r i c h t s h o f  n i c h t  ge t e i l t  wu r d e n , e r g i b t  s i c h  d i e  

o b  t a t s äc h l i c h d i e  A b s c h n e i d un g  von I n s t an ze n  d e m  -- . --. ----_._.-... _--

En t g e g en d e r  Ge r i c h t. so r g a n i s at i on . ....'on a ':.} h  1 0  Bag a t e l l s ac hen 
p rak t i s c h  n u r  e n n e  I n s t an z  tle ste h t ; s o l l  e :s  ( ge r a d e  ung e ­
kehr t ) i m  Verwa l t un g s v e r fa h r e n  an geme s s en s e i n � d aß An l i e g e n  
v on g r o ß e r  uD d g r B ß te r  Bede u t u n g aus s c h l i e ßl i c h  v on e i n e r  In ­
s t an z  behnn d e l t  w e r o e n . 

lie n n  au c h  d a s  3Y 3 t mn (i e s  ·{i� t: s t? r' r e c h t e s  i. n  d i e se m  Pun k t  v o r' -

a u s s i c h t l i e h  r i c h t  ge �n d e r t w i cd . 3 0  b e s t e h t  j e d en fa l l s  � e i n  
G r un d , U b e r d i e  b i s h e r i ge Ge s e t z e s l a g e  h in a u s  d i e  Zus t än d i g-
k e i t d e s  M i n i s t e r i Jm s  Z �  e r we i t e rn . 

Ä. l s  7, U  un b e s t i mmt .1. 3 (,;  de r l ü s t. än d i  g k e .i.  t s t, :=.� t be s t an d  J. )  ( für 
g r' oRf r äum i g  w J. r k aame �laßn a hmen z u r  Ve r' b e s s e r u n g  des i'Ia s s e  r ­

h;;' u s h a l  ta s )  a n z u s e h e n , 

An d i e se r  o d e r  an d e rer S t e l l e  w äre k l a r zu s t e l l en , we l c h e  Z u ­
s t än d i g ke i  t f ü r  G e n o s s e n s c h a f t e n  u n d  Ve r b än d e  g(� g e b e n  j S t. ,  
wen ll d i e  wa s s e rrec h t l i c h e Gen e hm i g u n g  i h re r  A n l a g e  i n  d i e  Z u ­
s t än d i g ke i t  d n s  Ml n i s t e r i um s  fä l l t  We n n  An l a g e n  v om La n d e s ­
haup tmann z u  gene hmig e n s i nd . s o  l i e g t  d i e  Z u s t än d i g k e i t  n a c h  
§ 9 9  P b s . 1 1j t h be i m  Lan a e s h a u p t m an n . E � n e  a.n a l o g e  B E: s t i m ,-
m un g  im Z u s amme n h a n g  m i t  d e m  M i n i s t e r i u m  
son s t en , '1 ' , 

0 "  :H> ' O €  e s  be i de r' Zu s t än d i g ke i t  
an geme s s en . A n ·-
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§ § 1 0 3 ,  1 0 4 : 

Di e se Ge s e t z e s b e s t i mm u n g  s o l l t e  b e s s e r  a l s  yo r p;:,ü fun gsve r ­

f a h r e n  ( s t a t t  a l s : " vo rläufi ge U be r p r üfun g " ) be z e i c h n e t  

we r d en . De r v o r l e t z t e  Sat z  in § 1 0 4 A b s  s o l l  t e  e r gän z t  

we r d e n  d u r c h  den N e b e n sa t z : 

Ir zu h 5ren , d e n en d i e  W a h r un g 5 f fe n t l i c h e r  In t e r e s s e n  

o b l i e gt . "  

D i e  Pr' a x i s  h a t  g e z e i g t  1 daß i n  e i n er' R e i. h e  von Bun d e s l än d e rn 

V o r v e r fah ren i n  gr oßem A u s m a ß  d u r c h g e fnh r �  we r d e n . In a n d e r e n  

Bun d e s l än d e rn be s t e h t  d i e  Te n d e n z ,  A n s u c hen n i c h t  we i t e r z u b e ­

h an d e l n , we n n  s � e  ( n a c h  A u f f a s 3 un g  d e r  Sa c h ve r s t än d i gen ) 
n i c h t  a l l e  Vora u s s e t z un gen d e e  § 1 0 3 WRG e r f iJ l l t  h 3 ben . I n  
d i e s en Fä l l e n  kam e s  zu ke i n em ( prod ukt i ven ) Vo rve r h r e n . 

S t e l l. t e  s i ch i m  V ) r p r ü fun g s v e � fa h r' e r  h e r a u s , d a ['5 d as An s u (; h e n  
k e in e Aus s i c h t  a u f  Ve r w i rkl i c h �n g  h a t ,  d a n n  wa r d e r  ge s a m t e  -
e rhe b l i c h e  - A u f w a n d  n ac h  § l C �  W R G  um s on s t . 

E i n ge d e n k d i e n e r  Ums t � n d e  h a t  s i c h  b e i  v i e l en [.an d e s re g i e r un­
g e n  d i e  P r:.�?, i s  e i n ge b ürgert t e i n  A!l...�u cEe n

. 
\.!1!l • yo:pr' Q fu� m t  t 

��}.�. ge.rir1f��r'�ll...l' l a!l�16��m t e.Tl��� l a �1 s en . Na c h  d e r  d e r ­
z e i t i g en Re c h t s l age b e s t e h t  j e d oc h  ke i n  A n s p r u c h  d a r a u f . 

Da n un me h r  d i e  B e s t i mm un ge n  li b e r  A n s u c h e n  � n d  Vo r p r U fun g 
nove: 1 1  i a r t  we r' j " m  'S o L  (� n r vi i rd a n g e r e g t , d l e s e  e r' wLUm t e  
s e h r  v e r n ün ft i ge - P r a xi s d � r  V o r p r Ufun g 1 n  j a �  Ge s e t z  e i n z u ­
b a u e n . I s t  e s  t ? t s ä c h l  i c h  e r f(w d e r }  i c h , d aß b EH" e i  t s  be i A n ·-
t r a g s t e l l un g  ( H e I n  2 3t r a c h t  ge z ,-:� g c n e n  1'.1 t e r' n a t i ve n  vo r z u ·� 

l e gAn ::, 1 n d  ( §  1 0 3 A h s  1 1 j  t c D  t a u c h  w e n n  d a s  Pr i m ä r p r o j e k t  

a u f  k e i n e r l e i  S c h w i e r i g ke i t e n  s t 5ß t ?  M ü s s e n  t a t s äc h l i c h au c h  
a l l e ,  d e r o n  G r un d w a �, ;,> e r n u t z u n g en d u r (! h  €H rl  Vo r h a be n  be r' i) h r t  
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we r d e n , m i  t i h r e n a l l fäl l i gen Er k l ä r u n g e n  s (�hon be i An t r a g ­

s t e I l un g  a n g e f ü h r t  ' ... e r d e n  ( §  "! 0 iVm � ' 2  !ibs 2 U D  d 
§ 1 0 3 A b s  1 1 i t  e ) ?  I s t  d i e  An g a b e  a l l e r  an g e s t r e b t e n  Zwan g s­
r e c h t e  s e hon b e i  An t r' a g s t e l 1 un g ( �  1 0 3 A b s  1 l i. t  g )  n i c b t  
v e r fr Uh t ?  I s t e s  t a t s ä c h l i c h  e r fora e r l i c h , d a ß  a l le n a c h  
§ 1 0 3 g e fo rd e r t en A.n g a b e n  u n d  iJn t e r l a g e n  s c h on b e l  d e r  Vo r-
pr Ufun g v o r l i e g e n  mUs s e n  C §  1 0 4 A b s  " ) ,  o b woh " i n  d i e sem V e r -
fahren s s t ad i um l e d i g l i c h  d i e  Be r üh r L: n g  ö f ten t l i (� h e r� In t e r -
e s s e n  gep r U f t  w e r d e n  s o l l ?  E be n so s c he i n e �  De t a i l p l e - e t wa 
ü b e r  Wa s s e r' s s un g , Au s b i l d u n g  d e r' Dr u ,:; k r'o h r l � i  t un g  u n d  
Kr a ft we r k  
d e u t un g . 

fUr d i e  Vo r p r ü fvn g i m  liegel fa l l  a rm e  j ed E'  Be-· 

Un t e r  B e r O c k s i c h t i g u n g  d i e s e r  Erwägun g e n  w i r d a 1 3 0 an g e re g t , 
an ge e i gn e t A r  S t e l l e  - s e i e s  i n  § 1 0 3 ud e r  § l O ß fol gen d e s  
a n z u f'ül1 f'Em � 

s e I n e s  Pr o j e k t e s  1"IUn s c hen t s o  k ön rH>. n  (i l e  n ä h ';, f'EH\ An g a bEn: 
g e m ä ß  § 1 0 3 A b s  1 b ,  C I  f ,  g e n t f a i 1 9D .  P l äne Z e i c hn un g  u n d  

i n  :� Hi 4  A b ;:,;  1 e rwäh n t e n  S a c hve r' s t. ä n d i bT, en z um Pro j e k t.  h � n -
f'e i c !'1 e n cl  S t e l l un g  n e hmen k ön n en . E, ford e r J :i, c 'rJ,e n f a U  s k a n n  
d e m  A n t r a � s t e l l e r  a u fg e t ra gen we r d e n  1 we i t e � e Un t e r l a g e n  
be i z w::: c h a f f e n . I! 

tn § 1 0 3 A b s  1 1 t t b i,l ikd e  bes :3 ( ' f' v on Gr' un d s �, n a l s v e r'! 

L i e ger: s c h a  

L1 t, cl h ä t t e  d a h e r  b e s s e r  z u  l & u t e n ; 

fal l s  s o ! c 'rJe � e g e h en s i n d - z u r  E r r e i c h un G  d e s  an g e s t re b t o n  
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So l l t e n  d i e  " ö f f e n t l i c h e n  I n t e re s s e n "  in § 1 04 A b s  2 l i t  a 

a u c h  s o l c he se i n  1 für d if�  d i e  Wa s s e r r' e c h t s b e h ö r d e  n i c h t z u ­

s t än d i g  i s t ?  D u r c h  d i e  v o r g e s c h l a g e n e  Ge s e t ze s s t e l l e s c h e i n t  

d e r  Ju d i k a t u r d e s  VwG H ( VwSl g NF 5 7 1 9  A )  n i e h t  v o l l e n  t ­
s p rachen ; d e r  Ge r i ch t s h o f  hat e r k a n n � ,  d a ß  d i e  V e rwe i g e r un g 

( ü n e r  l.Ta s s e r re c h t l i c hen B e w i. l .li gun g un t e r  B e d a c h tn a hme a u f  

ö f fe n t l i c. h e  ln t e ce s s en d u r c h  § 1 0 5 �TRG n i c l-l t  ge d e c k t  l s t , 

wen n d e ren Wa h r u n g  d u r c h  an d e r we i t i ge ge s e t z l i c he R e ge l un ge n  
e r fa ß t  wi r' d . Da he r g e h ö r e n  d l e  B e r e i c h e  d e r  De n kma l p f l e ge , 
d e r  Na t u r d e n km3. 1 €� u n d  d e s  O r t s- u n d  Lan d s c h a f t s b i l d s c hu t z e s  

n J. c h t  z u  j enen J d i e  von d e r  Was s e r' r e c h t s b t� h ö r d e  wai'H' z lm e h m e n  

s i n d . Die v o r l i e g e n d e  F a s s un g  v o n  § 1 0 Q  A b a  2 1 i t  a i s t  d a h e r  

d u r c h  i h re z u  we i t e F8s 9 un g  v e r fa s s un g s r e c h t J i c h  b e d e n k l i c h .  

§ 1 1 1  a :  '---'-

Da s neu e i n z u f ü h r e n d e  P r' .i. rl z i p  d e r' Q!::.!!!l d s:�J:f..e!2�hmi_eyn...ß be­
g e g n e t  p r j n z i p i e ' l d e n s e l b en ve r fa s s un g s re c h t l j c h e n  Be d e n k e n  

b E': re i c: h e  l d i �; dur c h  Tej. l  b '3 wil. l i g u n g s b e s e h e i  d e  a b g e : w l!  l o s se n  

we r d e n . D e r  ö s t e rT e :i c h. i s e h e  R e d'"l t  s a n va 1  t s k amme r t a g  v e r'mag 
s i c h n i c h t  d am i t a b z u f i � d e n , daß - n ac h  A n s i c h t  d e s  En t w u r fe s 

- wa s s e r r e c h t l i c h  re l e va n t e  V o r h a b e n  " z u F o l g e  i h re r  G r 5 ßen­
o r d n u n g  n i c h t  v o n  v o r n he r e i n  i n  a l l e n  E i n ze l he i t en U be r s c h au ­
b a r "  se i n  �; o l. l e n . :··: g i s t  A u f g a b e  tLs r s t a a t l i c h e n  V e nv a l t u n g , 
V o r h a be n  we l c h e r  Gr 6ße a uc h  i mme r i n  i n ren Kon 3 e q u en zen fac h ­

ge r e c h t  z u  p r U fa n  u n d  e i n h e i t l i c h  a b z u � an i e l n . A u c h  i n  
an d e r e n  Sa c h h e r e i c hen , f U r  d i e  e i n e  d e ra r t i ge A u f  t e i L un g  d e r  
Ve r fa h r e n s s c h r i t t e  n i c h t  v o r g e s e h e n  i s t , g i n t e s  k o m pl i z i e r t e  
un d um f an g r c l � he Großvo r h a ben - w i e  e t wa i m  Be t r i e b � a n l a ge n ­
re c h t , o d e r  g e m b ß  L u f t � e i n h a ] t e g e se t z .  D� r O s t e r r e i c h i s c he 
R e C' h t s a n w a l  t s kamrne r t ag s p r J. c b t  s i c h  d a h e r  1i��� He E i n ­
f U h  nm g cl e s RE' :1..!?1:.� p � __ d..�!:._..'.I!:1!!! d � .. �.t z gen e hEU.�.!3_ �m ß. a u s . § 1 1 1  a 

h a t  z u  e n t fa l 1 8 n . 
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Z u  �22 A b s 3 wi r d  b e m e r k t : 

P r a k t i s c h e  F ä l l e  h a be n ge z e i g t ! d a ß  zwi s c h e n  E i n g r i  f f  un d 

Z ah l un g  e i n e r  a l l fäl l i ge n  En t s c h äd i g u n g  o ft v i e l e  Ja h r e  v e r ­

g e h e n . A b g e s e hen v o n  Ge f a h r  i m  V e r z ug i s t  e s  d a he r  n i c h t  an­

g e m e s s e n , d aß E i n g r i f f e  o h n e Zah l un g  od e r  Er l a g e i n e r  En t ­
s c h äd i g un g s s umme e rm 6g 1 i c h t  we r d e n  s o l l en . E s  w i r d  d a h e r  v o r­

g e s c h  l a gen , A b s  3 - d e m  E r k e n n t n  1 5  de s VwGH v om 4 .  1 .  19 6 5 , 
Z l  1 4 5 2 / 6 4 ,  R e c h n un g  t r a ge n d  - w i e  fo l g t  z u  fa s s en : 

" D i e  Wa s s e r re c h t s be h ö r' d e  kann d i e  I n a n g r i  f fn a hme e i n e s  b e ­

wi l l i g t e n  Wa s s e r ba u v o r h a  b e n s  sowi e n o twen d i  g e  E i n g r i  f fe i n  

f r e m d e  R e c h t e  s c h on v o r  R e c h t s k r a f t  d e s  En t e i gn un g s be ­

s c h e i d e s  

a )  z um Sc h u t z  d e s  Le b e n s o d e r  d e r  Ge s tm d h e i  t von Men s c hen 
und 

b )  n a c h  Le i s t un g  des fe s t ge s e t z t an 8n t s c h ä d i g un g s be t r a g e s  

z u r  Abwe h r  s c hwe r e r  v o l k swi r t s c h a f t l i c h e r  Sc h äden o d e r  

s on s t i g e r  be s o n d e r e r  6 f fe� t l i c h e r  In ter a s s e n g e s t a t t e n . "  

§ 1 3 8 :  

D i e  .i n A b a  3 vorge s c h l a gene  Be s t i mm un g h at a ll S  j enen Grün d e n  
z u  e n t fa l l en f d i e  z u  § 3 1  Abs li d e s  En t wu r f e s  h i n s i e h t l i e h  

d e r  H a f t un g d e s  L i e gen s c h a f t s e i g e n t üme r s  un d � s s  R e c h t s n ach­

fol g e r s  a u s g e führt w u r d en . 

H i e r  h an d e l t  e s  s i c h  um en t s c h ä d i g un g s l o s e  E i n g r i f fe .; ,­..I. L .  

b e s t e h e n d e  R e c h t e . d i e  a b z u l ehnen u n d  n a c h  A r t  d e s  

Z u s a t z p r o t o ko l l s  z u r  M � K  z u  beu r � e i l e n  s i n d . 
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H in s i c h t l i c h  a l l e r  an d e re n  B e s t i mm un g e n  d e s  En t w u r f e s  äuß e r t  

d e r  O s t e r r e i c h i s c h e  R e c h t s an wal t s kaIT;m e r t a g  k e L ! ':>'  he d e n k e n . 

Im R ah m e n  d e r  B e r a t un g e n  d e s  " Ar be i t s k re i s e s  ö f fen t l i c h e s  

R e c h t "  d e s  O s t e r re i c h i s c h e n  R e c h t s an wa l t a k amme r t a g e s  h a ben an 

d i e s e r  S t e l l un gn ahme un t e r' d e m  Vo r s i  t z  d '2 s  V i z e p r ä s i d e n t en 

Dr . Karl Hempel d e r  R e c h t s a n wa l t s kamme r Wi en ffi i t g e a r be i t e c : 

R e c h t s an w ä l t e  Dr . Mi chael Gnesda , Dr . Ul r i cb Bran d stetter un d 
Dr . Chri s t i an Schme l z  d e r  R e c h t s an w a l t s a n wa l t s k amm e r  Wi e n  

R e c h t s an w ä l t e  Dr . R i chard laan u n d  Dr . Egon Jaufer 
d e r  S te i e rm ä rk i s c h e n  R e c h t s a n wa l t s k amme r  

R e c h t s an wa l t  Dr . He r bert Ho fbauer 
d e r  N i e d e r 5s t e r re i c h i s c h e n  R e c h t s a n wa l t s k amm s r  

R e c h t s an wa l t  Dr . Friedri ch Ge nmacher 
d e r  S a l z b u r g e r  R e c h t s a n wa l t s k amme r 

R e c h t s a n wa l t  Dr . Ka rl Hei n z  Klee 
d e r  R e c h t s a n wa l t s k a mm e r  fD r T i r o l . 

Wi en , am 2 9 .  Nov e m b e r 1 9 8 8  
D E R  O S T E R  H E l  e H  I SCt:E Fl E CHTSA:rtJA L'j �)K A : � :-1FJi T  AG 

Dr . SCHir ? P T C i-l  
P r ä f; i  \� e n t  
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· Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in Gra� 
S,,!zamtsgasse 3/IV • 80 1 1  Graz • }J!)stfach 557 • T,�IBfon m :11 6) 7·) 02 90 (83 02 00) , Telefax (0 31  6) � 7 30 

Girok.onto � � .  :)00ge;)SPA94 b\;ü rI"'!;' Sl�iennä.rl;;isc:hen. Sp,:t,"kt��Be in GnlZ, Sp;�J":-.':', �s�?n�lah· 4, P5K ;-!r. U -iO.S·'4 -------

G, ZL : . 50Q/88 .. . . . . . 
C' �Jiqe NI.Plt;'\:{ bd Rüdtaplwortt,'r, �"'rbe-ter.. 

ÖSTERREICHISCHER 
RECh""TSANWALTSKAMl.ImR'l'AG 

Rotenturmstr . 13 
1010 W i e  n 

Betreff : Entwurf eines Bundesgesetzes , mi.t dem 
das Wasserrechtsgesetz 1 959 geändert wird . 
Z l . 3 1 9/88 

De!" Ausschuß der S teie:rmärk.lschen Rec,htsanwf: Itskammer erstattet 

in der genannten Angelegen&'1c:d t nachstehende 

� u & e r u n  9 : 

a )  Die Nov€' l L. s ;j. eht e:tr�ml wesentl ichen WeI. t;ungswandeJ vor . 

Hann a uch schon f::c.iihE::C l}a�3 \>Ja�seI.'recht a l s  Rocht zum Schutz 
des Menschen vor dem W,�S8er und des Wassers vor d(-?ID f>1enschen 
angesehen wurde ( Te.1.1e 6.3S \/f"assel."TeCi1te.s liTurdan hiedurch aicht 
·dl:faßt ) ,  so :) ind die Kr l ü3rien Üi der B€mrtei ll,ng grundlegend 

andere geworden ; 

Jetzt ::; :)1 1  Itdü? E:chal+ l.mg des c..:;eo:al 1es , des �'Jaufes lL"1d der 

natü�::-l i.chen B�scllaffenhc !.t Qt:;lS Gewässers , des Ge�"ässerbetteL; 

und der für' cde ökolog:1 s(;h(� funI<:t:i.onsfahigke.ii: des C-.€lWäss(�rs 

maßgebl iche Ut"ext)ereich • • • • • • • • •  " geschUt;zt werden . 

Derzeit handelt es sich 1 m, ein Wass(C'!rvJiri.:schaf'tsrecht . 

Nunmehr sol l off'enba:r E�;;tn Wassc:rschutzrecht ( neu ) ']eschaffen 

wer(:en . 
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b )  Mit dieser Zielvorgabe kann ( oder körmte ) j edes Wasserbauvor-

aben verhindert werden . Jedes wasserrechtliche Vorhaben ste l l t  

naturge-mäß einen Eingriff :in den Wasserhaushalt dar . 

Nach der bisheri.gen FormulieI'ung ist auch in }(einer Weise eine 

Intere:�ssenabwägung , welche selbstv�:rstän.dl i ch stattfinden muß , 

gesetzlich vorgegeben . 

c )  Die Hechtskraft 'lon Beschei den ste l l t  einen fundamentalen 
Grundsatz unserer Rechi:soX'clnung dar . 

Die darrdt verbundenen m.C'lg l ichen Nachte.i l e  wurden erkannt und 

im § 68 AVG ( z . B .  Schutz von Le.ib und Ileben ) berücksichtigt . 

Vergle.ich mi·t analogen Ge!:�eztesma ter.ten ; 

aa } Gewerberecht : 

H.irn:' w�tn:l eine Ausnallr,'f,e bei Beeinträcht::i.gw"lg von Leben , �1SWld­

hait, Eigentum , Nachbarschut:z , bei Bf'::lästiqung durch Geruch , 
Lärm 1.1;'(1 sonstige.n Beei.nträchtigungen zuge lassen . 
Zusätzl iche Maßnah,rfl€·.n si,nd j edoch nacb, de:.czei·cifjer Gesot zes la9G 

nur unter gewissen Vorausse t?;ung�m möglich .  " D,ie Behörde hat 
solche Aufl agen n.tcht vo:;.:'zusch:reiben , wenn si.e unve:rhäl tn1.s­
mäßig sind ; vor allem 'wenn der mit Brfül luri.!j d�yr Auflage 

verbundene J>.ufwand i'lufle:r' Verhältnis .. :u df:ffi mit: der Aufl age an­

ge:t'ltrebten Erfolg steht . Dabei s ind insbesondere Ä.rt f t.i!enge und 
Gefährl icr.tkf,ü t der von der Anl age ausgehenden Emiss:i.onen und der 
von ihr ve:r:ursachten Im:mi 8sionen so(,rie d:i. e Nutzu.ngsdauer und 

die technische Besonderhe:t t der Anl aqe zu berücks:Lchtigen . " 
( §  49 Aha 1 Ge\vO ) .  

bb ) Baur€I'.:::ht: : 
Hio,r b(��,:egi; sich �ine Abänderung srn,'j91 i c1:lke it: ausschließl ich im 
Hahmen dE�8 § 68 AVG " 

r:echt i fH-t i gen . 
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Änderungen der Wertung, z .  B .  " scheußl icher Bau" , bi lden ( bis­

her ) in der Rechtsordnung keinen Grund hiefür . 

Erstmalig sol l in diesem Gesetz nach einer Wertungsverlagerung 

( si ehe oben ) eine Rechtskraft praktisch nicht mehr existieren . 

Die Bestimmungen der § §  8 a, 13 B ,  13 b sind daher abzulehnen . 

d )  In der Pra..v.:is haben sich in der Anwendung des wasserrechtsge ­
setzes in diesem Rahmen keine Mängel ergeben . 

Ledigl ich ungelöst - nach der derzeitigen Gasetzeslage - ist , 
daß bei älteren Kraftwerken in der Auslei tungsstrecke kein 

Rest.-wasser bescheidmäß ig vorgeschrieben wurde . Sol lte die Al l ­

gemeinheit wünschen , daß Ü1 sol chen Fäl lE:.n ein Restwasser zu 

verbleiben hat , müßte dies ge�,etzLi.c:h angeordnet ,  aber auch 

entsprechend entschädigt werden ( siehe Erkenntni sse des Ver-­

fassungsgerichtshofes 1m Zuscu11ft,enhang mit Fensionszusagen u .  a .  ) .  

e )  Was die irlertung selbst anlangt , deckt sie steh materiel l ge­

sehen nahezu mit j ener des Naturschutzes . Es ergeb(;1n sich daher 

auch verfassungsrechtliche Bedenken . 

f )  Gnmdsätzlich muß auch widersprochen werden, daß Ursache für 

die Änderung neue wissenschaftliche Erkenntnisse sind . Es war 

selbstverständlich schon seinerzei t bekannt ,  daß in aufgelasse­

nen oder schl echt und wenig al imentierten Gewässerstrecken 

keine oder wenige Kerbtiere und Krebse vorhanden sind .  

2 )  Folgen : 

Nicht unerwähnt darf bleiben, mj, t welchen Folgen bei tatsächli­

cher Gesetzeswerdung zu rech:n.en ist : 

a )  In C..esetzen , die in j üngerer Zeit erlassen wurden, und ei.ne 
kausale neterminierung nicht oder schwer zula,,;sen , wurde der 

Weg gewählt, f.inal , also auf Ziel gerichtet , zu determinieren 
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( z .  B .  bei Planungsgeset;zen iirurden in einem eigenen Katalog die 

Planungsziele angefiihr:: ) .  

Im Wass(--lrrecht vmrde bisher dieser vleg nicht besehri tten, son­

dern li.xligl:tch va.Ci. öffentlichen Interesse! :, gesprochen, we lche 

die Bewilligm.g vü;chin.:hri können . 

Mit gegenr::tändl:i" cher Nove l le sol l  
nungsziel !l Schutz der G8lvässerll 

praktisch a.ls einziges Pla-
8:.1- und eingeführ t .... Jerden . 

D:l.e ö:tsher dominie::-E'lH1f n 

der Schutz vor dei} ;';a�:mer 
einmal el.-wähnt . 

Interessen der Nutzung d" s Wassers tmd 

wurde in diesem Zus 8.:n:unen'hang nicht 

Daß di,ems.ls InbJr·\�sf.,Ir:r, nach w 10 vor BüfrHc;,1 " t:nd Hegeben sind , 

ist :;:�H;!r j ed(:,m Pral·.tjJ{\�r kl3.r . fi :1d\:�t aber im Ges,s: 'tz keine gE"�"  
bi;illrcmde BerückEl:1..c.hb 

L )  Die F'o.lgo davon �{.i�JL1 SCd., I l r  daß e ; ,tqi;Y':JEm, den sGnsi: erklärten 
Absichten der d . ..:m AU:3lJ,S:u d(::;1.� :;iJb.sserkräfte zu för-

um n icht zu sagen 

c )  Die MöglJ. chk'S..:i:t der A:.)änderung der 3escheid0 kann dazu füh­
ren , da.ß durch d'?l1 D:W:-'lCk o0r ö f ferr'clichen oder veröff";!ntli�'hi.:i':�n 
Y>1f.-:.immg oder aber auch VC1 einer aktiver: Ninderhei t die 'Sehärde 
gCJ:2';;'H.t0fvm wi:cd , Besc1:;für'iGl _mrtl N8chteil des Berechttgten o.t>�'1')e j e­
de finafi.ziel 1cm Fo1gen at'zuändern . 

d } iiies\�r Sac}\�· l.md Hechtsl age \'lird Gin B,::,werber <::;:::; s:tch 
sehr reiflich Ü bH":" legen , überhaup t  ein \'Jasser:cechtl ich rEÜ('�'lan'­
tes '1c " :f3;hren :L l J1.ngr:l. ff ZP nE"h'11en . 

ilusbau der 
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e )  Kosten : 

Es ist völ lig unrealistisch anzunehmen, daß bei der zusätzlichen 

Verwaltungsarbeit , welche aufgrund der Novel le zu erwarten ist , 

keine zusätzlichen Kosten entstehen, ,;alche ins (',ewicht fal len . 

Im übrigen wird auf t:ieferstehenden Teil verwiesen . 

B )  Besonderer Teil : 

1 )  Zu § 8a Aba 1 ( Schutz der Gewässer ) :  

Es besteht ketne Not'Wendigkei t fttt' diese \}eSErt?:;esbes-cimmung : 

a )  Siehe oben. 

b )  Sol lte gegen diE' geäuße.cten Bedenken �:i.ne natuI:'schutzähn,­
liehe Bestimillung aufgenorflmen vleorcen , so m'Üßtf;' tH e E:r-b,dlung bei 
öffentlichem Interesse er folgen . 

c )  Sieht man von den generel len EedEH)};er ab , so ißt es n:l. chi: er­

findlieh , warum dia ErhalttU1g deo::'; " (":>\;.'1 Ln �,r, S "  d.:I!3 Ge� .. ässers be­
sonders wasserrechtlich schut:z.wUrQi.g sein sol l . 

2 )  Zu § 8 a ,  2 Absatz , Stand der Tech.'i:Uc 

Abgesehen von der venlendung des Beg-ri ffes in der fol0'�nden 

Gesetzesnovel l e ,  erscheint e1"'wägensw�rt , ob die Abgren::mng 

nicht zur Forschung und Entwiclüung deutl icher >t.,rfülg{�n müßte . 

Die ver.N'endete Formulierung " . • . .  ' . . .  :r.1i t Erfolg im BetriE�b er­
probt " gibt zu Mißverständnissen Anlaß . 

Vex1flUtlich würde es sachgerechter se ,in , zu sprechen von 

" in der Praxis angewendet . "  

Hinsichtl ich der Übertragbarke 'i,t auf ,,'Jl(;f,:r:,:: u",'LJ:<)f::'ene Anwender 

i,st es zu wenig, von "mögli,ch ersche�nt " zu sprechen . 
Hier hätte es zu heißen : " gesichert 1S1: . " 
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3 }  Zu § 13 Abs 1 : 

a )  Hier wurde e in neuer Begriff eingeführt : 

Bei der Bes timnrung des Maßes der Wasserbenutzung ist auf den 

Bedarf des Bewerbers sowie "�uf di� bestehenden wasserwirt­

schaftlichen Verhältnisse" Rücksicht zu nehmen .  -----------_._----_., 

Es is·t nicht ( klar ) erkennbar t was unter " bestehende wasserwirt ­

schaftliehe Verhältni.sse " an sich zu verstehen. ist . Sol len über­
dies die derzeitigen oder di.e zukünftigen ge.meint sein . Sind 

Pl am.mgsabsichten oder die tatsächlichen Verhäl tnisse zu ver··  
stehen . 
b )  Der Him,eis :tn der geltenden F'ass!.IDg ,  
fenheit und vorhandenen Wasserdargebot , 

" nach Henge , Beschaf­

mit Rücksicht auf den 

hc-chsten Wasse:t:'stand" , ist in der F�)nnuU.erung kompliziert und 
könnte kurz ersetzt \'lerden durch : " insbesondere auf das vorhan·­
dene Wasserda:cgebot , "  

4 )  Zu § 1 3  a ,  Anpassung an die techn.ische und wasserwirt.schaft­
liche Entwicklung � 

a )  Bisher war ein Abgehen. von der Recht:skraft {�i.nes Bewilli ­
gungsbescheides nach dem hiasserrecht - wie en"ähnt - nur nach 

§ 33 Aha 2 möglich .  

Diese Geset zesste l le wurde durch die vlasserrechtsnovel l e  1959 
eingefügt und ste l l t  an f'ich schon einen Eingriff in bestehen·­

da Rechte dar . Der wertungskonflikt WW':de offenbar wegen d.er 

übermächtigen Interessen. an der Reinhaltung der Gewässer in die­

sem Sin.ne gelöst . 

Ntmmehr sol l die Ausnahme zur Regel werden und sI:i.'lltli.che W asser­

benutzungsrechte prakti.sch aufhe bbar gemacht werde.n . 

Ein solches Übel"'ffiächtiges Interesse liegt: nicht vor 1JIld l"mrde 

auch im Einzelnen nicht angeführt . 
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Es mag sicherlich richtig sein , daß bei einer Reihe von Auslei­

tungskraftwerken kein Restwasser vorges ehen war . Nach der Novel ­

le würde es keine Schwiarigkei ten berei.ten, aufgr:und d1eser Ge­

setzesste l l e  zum Schutz der Gewässer ein Restwasser in namhafter 

Höhe vorzuschreiben . 

Mit Rücksicht darauf , dab ein Rest-wasser sel bstverständlich ge­

rade in wasserarmer Zeit , z .  B .  1n den Wintermonaten oder in 

sommerlichen 'l'rockenzeiten, vorgeschrieben wird , könnte sich die 

Wirtschaftl l chk:eit einefl Kraftwerkes .in ihr Gegentei l  verkehren . 

Wegen des großen Kapitalbedarfs , al ler dings auch einer erhebl i ­

chen Lebensdauer von. lmlagen , können solche Anlagen mit j enen 

der gewerbl icht'�n Wi!"tschaft nicht� verglichen werden . Letztere 

Anlagen sind in der Rege l techni sch ode!: wirtschaft l ich in eini­

g-en Jahren überholt oder gebrauchsunfäl"tig , wohingeg€'ln Wasser­

kraftwerke über �Jahrze!"-.nte klag los l aufen müssen , UXil nur im Ver­

gleich zu sonstigen Maschi nf.m :zu einem mäßigen Ertrag /!u führen . 

Der wirtschaftl icrle Aspekt ist: auch :;m wen:i 9 boachtHt " • • • • • • • •  
(iü� erforderl i chen Anpassungen in zumutbaren Se;h:t'i tten vorzu­

nehmen . " 
Nach de:c Jud..Lkat:ur des VwGH ist die Zumutbarkei t auch n::tcht sub­

j ektiv z.u definier en , sondc,rn ledigl .:tch obj ekti v ( zu § 33 WRG ) . 

Sol l also ein unbegütetsr wasserberechtigter ::r.: .  B .  
werden , eine Turbine mit gerin.gerem W:trkungsgr<Jd 
solche mit größerem auszu tausc:t1en , u:m düc:) g�,eiche 
erhal ten und tun mehr Restwasser abgeben zu können? 

gezwungen 

gHgen eine 

Lei stung zu 

Al l es in al lem stel l t  diesff Bestimmung - wie an anderer Stell e  

erwähnt �- einen entschädi. gungBl osEln Einq:rl:f:f i n  bes tehende Rech­

te dar . 

b )  Da unter " Schutz der (;€l\'liasser" sehr 'v iel v(�r standen werden 

karm , ble:ibt der Ei ng:t'i ffslu5gLlchkeit d�I BEÜlö�,:'de 'I'Ur und Tor 

geöffnet . 
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5 )  Zu § 13 a Abs 4 :  

Nicht nur ,  daß die Behörde im Sinne d0S Abs 1 ,:ron amtswegen 

die Mögl ichkeit hat einzugriffen, sol l  der Hasserberechtigte 

alle zwanzig ,Jahre verpflichtet werden , sfdn-erseihs nachzuwei­

sen , daß seine Anl age dom Stand der Technik entspricht . 

a )  Bei großen und komplizierten 

unerhört schwj.erig ,  zei t- uI'1d 

und 

Anlagen ist ein solcher Bewais 

kostenau'fwE!rd:Lg zu erbringen 

b )  in vielen Fäl len könn,tan mit dem Beweis , da!) di;21 Anlage n:i Ght 
dem Stand der Technik entspricht" keine Fols.�en verbunden \'181.'­

den . 

Es besteht kein hinreichendBr Gr�lnd , diese L c,sterl dem �;iasserbe­
rechtigten aufzt!bürdefl . 

6 )  Zu § 13 b 1 .  Abs . : 

Im gewissen Umfang gol ten die ()bj_��fnl husfUru ungoD auch hi er . 
Sicherlich ist es richt:i.9 , daß Z\.::.IT\ Schutz des Lebens oder der 

GesundhEd e von � It:mschen t1aSnCi;:1l(l�n r'lögl i 0h "'eh� �-'o1 1 �r; ( siehe 

auch § 68 AVG ) . Gegen :::irv:, solche Spezialbüs ti,nmung im " tvas­
serrecht" wäre nichts einzuwenden , wohl aber bestehen dü� ohigen 

Bedenken 11 zum Schutz der (";rew2<'l"'l�r oder. zum sicheren R8"l::rieb 

von Wasserbenutzungsanlagen . "  

Der Hinweis auf einen " sicheren Betrieb " hat m:ir in bezu';J auf 

den obz1t . Schutz ( Lej b md Leben ) Sinn und ist in den (iort:igen 
Inhal t einzurE:' �.hen . 

In j edem Falle ist j edoch eine Entsch;"digunr� ��oj:-ec'-t:f,yr i:igt . 

7 )  Zu § 13 b Abs 2 :  
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Hier schafft sich die Wasserrechtsbehörde eine weitere Ein­
griffsmöglichke1t . So: lte ein Wasserberechtigter s"3if\ß Rechte 

überschreiten, steht schon das Instrumentarium der einstwei ­

ligen verfügung sowie die Herstel lung d0S gesetzg-emäßen Zustan­

des zur Verfügung . Z umal der Schu'tz des GSHässers sehr weit ge­

spannt i st , bietet auch "die erheblichen Schädigungen" j{eine 

hinreichende Einschränkung . Eine solche könnte höchstens zum 

Schutz von Leben und Gesundheit gerechtfertigt sein . 

Warum nach ordmmgsgemäß durchgeführt:en Verfahr�n auf einmal 
" besondere öffentliche Interessen" auftauchen sol l�nf die die 
Wasserberechtigung " a1.lch auf DRuer ,. einschrLinken kön."1en sol ­

l en,  bleibt unerfindlich .  

Hinsichtl ich Entschädigung i.st auf obige Ausfü.hrungen zu ver� 
"\'l€·isen . 

B )  Zu § 13 b Aba 3 :  

Eln we! tarar Abgang von der Rochtssi ch(�:rh(",.U: oi ldet· die WaE;:;ü;('-' 

benutz\mg tL."1ter Vorbehal t des Wider:rufes , 

Die Einschränkung auf bestimmtt� öffentl.·i�c.he 
zu gering anzusehen . 

9 )  Zu § 13 c :  

Vor'i�rst fällt hier i:1uf , daß die im Zusarl.menhang mi.t der Verhält­
l"'...ismäßigkei t stehende Flat't:tmmung des � 13 a fehl t .  

Im übrigen deckt die Begründung " der 3ch'.j.tz 'wohl er:,vor.bener 
Hechte macht e�1i notwendig" nicht den t"'i tsäch l ic:h vo:r:91.'mormnener .. 

Eingriff . Es sol l  offenbar die , entsch;.i.di.gungz::,: :::'�':H�' EntEdgnung 
( al lerdings nicht im bishel:'igen Sinne des Verfassungsgericht:3-

hofes ) mildern . 
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Wirtschaftl iche Auswirkungen sind nur Lmzureichend berücksich­

tigt . Was sol l gel ten , w'enn kein oder ein geringer Auf'<Jand ins 

C''79wicht fallende Ertragsminderung gegenüber s teht'! 

10 ) Zu § 1 5 ,  FischerEdber€�chtigte : 

Es tri fft zu , daß die Rechtsstell uIlg des Fischereiberechtigten 

nach der bisherigen Rechtsl age unzuläng lich war . 

Es ist richtig und wünschenS'l.'1srt , daß veImögensrechtliche Nach­

tei le,  we lche durch das Wasserbauvorhab(�n ei.ntreten , entschädigt 

werden sollen . 

Die l\usfUhrungen , " fü!.'_§1�t�j:2h� aus einem Vo.chaben eni8chsene 

vermögensI:echtl ichen Nach"teile gebührt dem F i schsreiberec:ltigten 

eine angemessene En tschädi gur:g" ,  kann irreführend sein , wei l  

sicher l ich nlcht vermClgensrechtl iche :'>laGhteil ü ,  \1elche aus einer 

besonderen Vorlie,be entspring€m , ersetz t \..;erden sol len . 

Als Fo:rmul ierung wix'd vorgeschl age;.1 , einen j,:;wei ten ]I,bsat;!C zu 

bilden , der l autet : 
" Für aus einem solche Vorhaben ( Err:tchtung und Betrieb ) erv/f'.ch­
senden vermögensrechtlichen Nachbüle gebührt dem Fischere:i.oo ­
rechtigten E!ine angemessene Entschädl.gung { S;  1 17 ) .  

11 ) Zu § 18 Aba 7 :  

Der �;,JCJrtlaut des § 1 8  s tnmm.t zur Gänze aus dem WRG 1 934 . 
Die L andesgesetze enthie 1 ten ketne <':ilml j ',;ht':>! Bestimmung . 

In der Zeit nach dem I .  Wal tkrieg wurd��n in �:Lner Reihe von 

Ländern Gesetze beschlo�sen , mit 'IJ8 lehen ein Recht zur lms ­

nü:tzung der Wasserkräfh.>. den Ländern ',>erlie,:J.i::ln 'lrmrde ( Krzi zek , 

Seite 93 ) .  

O:t'fenbar als durch Verfassungsgesetznovel le 1925 die Angeh3gen,­

helt des \".Ja sserrechte�3 Bunde ssache in G •. �se tzgebung l.�nd Vo1 1 -

ziehtmg wurde , hat der Genetzgebex," , um ein ge"" is �e�:3 ,Äqu ivalent; 

zu schaffen, a l l en I,ändE!!Tl ein l!.nspruch�;l.>echt auf die Aus 1üt2:ung 
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der in ihrem Gebiet vorhandenen Wasserkräften vorrangig einge­

räumt ( wie oben ) .  

Allerdings schon damals �'den gewisse Einschränkungen zugunsten 

des Bundes ,  der Bahn- und Bergbauunterneh�en sowie von Ortsge­

meinden sowie Bewerbern für weniger als 300 PS eingeräumt . 

Es ist nicht verständl ich , warum die Einschränkung des Ein­

trittsrechtes im genannten Rahmen nicht aufrecht bleiben soll . 

Jedenfall s  können Gründe hiefUr den erläuterenden Bemerkungen 

nicht entnommen werden . 

12 ) Zu § 1 8  Abs 8 :  

Wenn schon das Privilegium für die Bundesl änder -, ungerecht­

fertigt - aufrecht erhalten warden �ol l , so besteht kein Anlaß 
( es wird auch kein Grund hiefür angeführt ) • mmmehr den Län­

dern das wei'tere Recht einzuräumenr seine Rechte dem Landes-EVtJ 
zu übertragen oder dieses Unternehmen rni t der Wahrneh.mung seiner 

Rechte zu betrauen . 

Diese Bestimmung vrurde eine grobe Unglei chheit der Bewa cber vor 

dem Gesetz schaffen tmd in gewissem Umfang auch in die "Ge­

werbefreiheit" im wei"Ceren Sinne eingrei.fen . 

Im Gesetz sind für Bewerbungen ,  die sich einander ausschl ießen , 

ohnehin Bestimmungen vorgesehen . 

Jene soll den Vorzug erhalten, welche dem öffentl ichen Interes', 

se besser dient ( §  17 ) .  Hiedurch ist schon eine sachgerechte Lö­

sung erzielbar . 

13 ) Zu S 2 1  Abs 1 letzter Satz : 

Hier ergibt sich die Prage ,  ab ��arm die 90 Jahre zu rechnen 

sind ( erfolgt eine Ergänzung nicht OOfJ!'"" "rurd(:� eine 1 ängere , 

als die zulässige Zeitdauer festgelegt , so gilt die Wasl:,erbe--
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nutzung mit 90 Jahren befristet ) .  

Auf diese Weise kann j edenfal l s  eintreten , daß in bestehende 

Rechte entschädigungs los e.ingegri ffen wird . A.uf die j üngere Ju­

di.katur des Verfassungsgerichteshofes in bezug auf Pensionen 

wird ve:z:wiesen . 

Es scheint daher fraglich oder zumindestens prüfungsbedürftig , 

ob eine solche Bestimmung nicht verfassungsrechtliche Konse­

�lenzen nach sich zieht . 

14 } Zu § 3 1  .Ahs 4 :  

Im Zusammenhang mi t Rechtsnachfolgern können eine Reihe von 

Problemen auftauchen : 

a )  Was ist unter gehöriger Au fme:cksamked. t zu verstehen? 

Muß ein Käufer j bei El:-werb eines großen Betriebes j eden Graben 

abgehen, um sich zu überzheugen , daß keine Abl agerungen statt­

gefunden haben? 

b )  stößt er auf fI Al tlasten" muß er welt:er t.IDtersuchen , ob die 
)l"bl agerurlg genehmigungspf 1  ichtol . .  g war ( a,1 1enfal ls genehmigt 

�rurde ) ?  

c )  Sol l auf diese Weise fUr ( einen Teil ) der "}ü tlasten" ein 

Leistungspfl ichtiger gefunden \'lerden? 

d )  Wie sind die Rückgri.ffsmögl ichkeiten auf Vore igentümer zu re ­

geln? 

e )  Was g:1 1 t für Vore igentümer , die vor Erlaß dieser Novelle f�r ­

worben haben? 

f )  l-luß bei j edem Kaufvertrag eine ausdrückl i che Erkl ärung des 
Verkäufers abgegeben werden? 
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Die damit verbundenen Unkl arheiten soll en nicht der Judikatur 

überlassen werden . 

15 ) Zu § 46 , Regul ierungsneugrund : 

Regulierungsneugrund wäre nach der vorl iegenden Novel le als 

öffentliches Wassergut nach § 4 zu behandeln . Gern .  § 4 Abs 6 
bzw . 7 und 8 entscheidet der Landeshauptmann über die Ausschei­

dung . Es scheint daher fraglich, ob über die " anderweitige Nut­

zungfl die Wasserrechtsbehörde entscheiden sol l .  

Eine gemeinsame Behandlung wäre empfehlenswert . 

1 6 ) Zu § 55 : 

Durch die Neufassung des § 55 wird in groBen Zügen die derzeitt ­

ge Stellung des wasserwirtschaftlichen Planungsorganes ,  welche 
derzeit via fact! herrscht , gesetzlich verankert . 

Grundsätzl ich herrschen gegen diese Bestimmungen katne Beden­

).(:en , sieht man von Kleinigkei tan ab, wie z .  B .  daß Planungs­

fragen kaum koordiniert werden können . Besser würde man hier von 

" P lanungsabsichtentl sprechen ( §  55 Abs I a ) .  

Es mag sicherl i.ch i::1 vielen Fäl len zweckmäßig sein , die Ste l '­

lungnahme des wasserwirtschaftlichen Planungsorganes vor Be­

fassung der Wasserrechtsbehörde einzul101en . Hier müßte man aber 

eine nicht a l l zu l ang bemessene Fri st setzen , in welcher sich 

das Organ zu äußern hat . 

Für den Fal l der NichtäuBer:ung mUßte die Vorl age des Proj ektes 

möglich sein ( §  103 ) . ( Ein Devolutionsantrag könnte nicht ein­
gebracht werden , da eine Befassung der Wasserrechtsbehörde ohne 

eine solche Ste l l ungnahme ( §  l03 ) nicht mögl ich ist ) .  

17 ) Zu § 100 Abs 1 lit c :  
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a )  Um zu verhindern , daß die j ewe:Us gültige Fassung des 2 .  Ver­

staatlichungsgesetzes gesucht werden muß , ist es zweckmäßig , 

hier anzuführen , was unter "Großkraftwerk" verstanden wird . 

b )  Wenn auch bisher verfasswlgsrechtl iche Bedenken hinsicht-

l ich eines Behördenverfahrens mit nur ei.ner Instanz vom 

verfassW'1gsgel:ichtshof nicht getei l t wurden, ergibt s ich di.e 

Frage , ob tatsächlich die Abschneidung von Instanzen dem 

rechtsstaatl ichen Pri nzip entspricht . 

Entgegen der Gerichtsorganisation, wonach in Bagatel lsachen 

praktisch nur eine Instanz besteht , sol l  es gerade umgekehrt im 

Verwaltungsverfahren angemessen sein, daß Anliegen von großer 

und gröS'ter Bedeutung nur ausschließ l i ch von einer Instanz be-· 

handelt werden . 

Wenn auch das System des Wasserrechtes in diesem Punkt voraus­

sichtl ich nicht geändert wird , so besteht j edenfa l l s  kein Grund , 

über d:le bisherige Gesetzeslage hinaus die Zuständigkeit des 

Ministeri.wos zu arvlei tern o 

c )  Als zu unbestimmt i st der Zuständigktütstatbestand i )  anzuse ­

hen ( für großräumig wirksame Maßnahmen zur Verbesserung des \'1as'·· 

serhaushaltes ) .  

d )  An dieser oder anderer Stel le wäre klarzustel l en ,  welche Zu­

ständigkeit für GenossenschaftB'r; und Verbände gegeben ist, wenn 

die wasserrechtliche Genehmigung ihre Anl age in die Zuständig­

kei t  des Ministeriums fäl l t . 

Wenn Anlagen vom Landeshauptmann zu genehmigen sind , so l i egt 

die Zuständigkeit nach § 99 Abs 1 1it h beim Landeshauptrnann . 

Eine analoge Bestimmung i.rn Zusammenhang mit dem Min.i.sterium 

wäre angemessen . Ansonsten bl.lebe es bEJi der Zuständigkei t 

der Bezir}csverwal tungsbehörde ( §  9 9  Abs 1 ) .  
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18 ) §§ 103 und 104 : 

C�such um Verleihung und Vorverfahren :  

Die Praxis hat gezeigt , daß in einer Reihe von Bundes ländern 

Vorverfahren im großen Ausmaß durchgefÜhrt wurden. 

Andererseits bestand in anderen Bundesländern wieder - zuminde­

stens vor Jahren - die Tendenz I Ansuchen nicht wei terzubehan­

deIn, wenn sie nicht a l l e  VoraussetzUl19'en des § 103 ( nach Auf­

fassung der Sachverständigen ) erfüllt haben . I n  diesen Fäl l en 

kam es zu keinem ( produktiven ) Vorverfahren . 

.Es stel l te sich bei der Prüfung im Vorverfaltren heraus , daß 
( aus t rgendwelchen nicht vorhersehbaren Gründen auch ißUTler ) das 

Ansuchen keine Aussü:�ht auf Erfolg hat verwirklicht zu werden, 

war der gesamte erhebllch(;) Aufwand nach § 103 umsonst . 

Eingedenk dieser Umstände hat sich bei vielen Landesregienlngen 

die Verwaltungspraxi � eingebürgert , ein Ansuchen um Vorprüfung 

mit wei·t geringeren Planungsunteriagon zuzulassen . 

Nach der derzeitlgen Rechtsl age besteht j edoch kein Anspruch 

darau f . 

Da nunmehr die Best.imrnungen über Ansuchen und Vorprüfung novel ­

liert werden sol l en ,  wird anger'agt , d.iese erwähnte , sehr ver­

nünftige Praxis der Vorprüfung auch tatsächl i ch in das Gesetz 

einzubauen . Zum Beispie l ist es für die Vorprüfung vol lkommen 

irrelevant , welche Liegenschaften i.rn einzelnen betroffen werden 

( :tnsoweit nicht besondere Gründe vorliegen ) .  

Ebenso bedarf es nicht der Anführung " sonstiger Betroffener" 

und der Fischereiberechtigten sowie hinsichtlich j ener I W(ÜChE.� 

a l l enfal l s  enteignet werden müssen . 

Ebenso sind Detai lpl äne , z .  B .  über Wasserfassung , Ausbl 1 dung 

der D.ruckrohrleitung und Kraft.werk für d:f.e vorl äufi.ge Überprü ­

flliJg im Regelfa l l  otme j ede Bedelrtu.,'1g . 
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Sicherlich ist es richtig, daß in Sonderfäl len auch diese Unter­

lagen eine Rol l e  spielen können . Soll te dies zutref fen, so könn­

ten über Anregung der S achverständigen auf Beibringung dieser 

bestanden werden . 

Unter Berücl{sicht:f.gung dieser En'1ägnngen wird a l so angeregt , an 

geeigneter Ste l l e ,  sei es iIn § 1.03 oder § 104 etwa fOlgendes 

anzuführen : 

" Sol lte der Konsenswerber vorerst lediglich eine Vorprüfung 

seines Proj ektes wünschen , so können die näheren Angaben lt . 

§ 103 Aba 1 b ,  e ,  f ,  9 entfal len . P l äne , Zeichnung un.cl erläu­

ternde Bemerkungen reichen in diesem Fal : aus , �lenn sie im 
§ 104 Abs 1 erwähnten Sachver ständ.igen zum Proj ekt hinreichend 
Ste l hmg nehmen können . Ist es erfor.derl ich , karm dem Antrag-­

steI ler au fget:cagen werden , walte):e Un'terlagen beizuschaffen . !' 

19 ) Zu § 103 Abs 1 b ;  

Hier wird besser von Grundstücken als von Liegenschaf ten ge­

sprochen . 

20 ) Zu d :  

Hier sol lten die in Betr acht gezogenen Al ternativen von den 

Auswirkungen getrennt werden . Bei beiden hande lt es sich um 
verschiedene Dinge . 

Es ist durchaus denkbar , daß keine Al ternativen mög lich s ind , 

1i t d hätte daher sinnvolloI:weise zu lauten : 

" Eine Übersicht über die in Betracht gezogenen Alternativen ­
fal l s  solche r!löglich sind - zur Erreichung eies angestnebten 

Zweckes . 
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21 ) Zu e :  

Auswirkungen auf die Gewässer, den Boden und die Luft , hin­

sichtlich des vorliegenden Proj ektes und möglicher Alternativen . 

22 ) Zum § 122 Abs 3 :  

Fäl l e  in der Praxis haben 

Zahlung einer al lfäl ligen 

Jahrzehnte verg-ehen . 

gezeigt , daß zwischen Eingriff und 

Entschädigung oft Jahre , manchmal 

Abgesehen von Fäl len der Gefarx .im Verzug , ist es daher nicht 

mlgemessen , wenn Eingriffe ohne Zahlung �der Erlag der Ent­

schädigungssumme möglich sind . 

Es wird daher vorgeschlagen, den Abs 3 wie folgt zu fassen : 

"Die Wasserrechtsbehördo kann die Inangriffnahme eim:�s bew,i l lig­

ten WasserbauvQrhabens sowie notwendi 3E:l Eingri ffe in fremde 

Rechte schon vor ReCA"1tskraft des Enteigmmgsbescheides 

a )  zum Schutz des Lebens oder der Gesundhelt von Mensohen und 

b )  nach Lt�:i.stung des festg�setzten Entschädigungsbetrages 

zur Abwehr schwerer volkswlrtschaftlicher Schäden oder sonstiger 

besonderer öffentlicher Interesse gestatten . "  

23 ) Zu den Übergangsbestimmungen , Art 1 1  Abs 1 :  

Hier handelt es sich um entschädig..mgslose Eing.·ciffe in be­

stehende Rechte , welche abzulehnen und nach dem Art . I .  des 

Zusatzprotokoll es zur MRK zu beurtei len sind . 

l-"'Ur den Ausschuß d�r stej.ermärkischen 

Rechtsanwaltsk ammer : 

1 Der Präsident : 

l>4;//:/1 ��/1 Ij� �t/· ·· ' t J ,  i Irt, . ' I f �r .-J;i !f i v i /i /. ' V  1 / " J (/ ' ,  fI' h �. 10.,-/ i'- L/' :  /0. , 

( Dr . ]:.eo R al tenl)äck ) 
/ 

35/SN-163/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)42 von 42

www.parlament.gv.at




